
Pressemitteilung zum Weltflüchtlingstag am 20. Juni 2026 in Freiburg

Wir dürfen diese Veränderungen nicht zulassen und rufen zur Solidarität auf.
WIR SIND EINE WELT!

Anlässlich des Weltflüchtlingstags am 20. Juni rufen in Freiburg zahlreiche Gruppen zu einer 
Kundgebung auf dem Europaplatz um 11 Uhr auf. Mit dieser Aktion wollen wir gegen die 
autoritären gesetzlichen Veränderungen im Asylbereich protestieren, von denen auch Freiburg 
betroffen sein wird. 

In der seit ihrer Existenz umstrittenen Landeserstaufnahmeeinrichtung (LEA), in der es weiterhin zu 
intensiven Grundrechtseingriffen1 gegen die Bewohner*innen kommt, kann nun eine 
Bewegungseinschränkung gegen Bewohner*innen während der Tageszeit (6 bis 22 Uhr) bis zu 
einer Höchstdauer von zwölf Monaten verhängt werden. Das heißt, ihnen wird das Verlassen der 
Einrichtung verboten. Meldepflichten können auferlegt werden, Sanktionen drohen. 

Mit der nationalen Umsetzung von GEAS sollen sogenannte Sekundärmigrationszentren 
eingerichtet werden. Bei Menschen, die in diesen „Zentren“ leben müssen, wird „gesetzlich eine 
Fluchtgefahr vermutet“. Gegen sie kann ohne Begründung eine Bewegungseinschränkung während 
der Nacht- und/oder Tageszeit bis zu 12 Monate angeordnet werden. Da das Justizministerium 
erklärt hat, solche Zentren in Baden-Württemberg zu errichten, müssen wir davon ausgehen, dass 
sie innerhalb der LEAen durchgesetzt werden. Dagegen sprechen wir uns entschieden aus und 
fordern die Stadt zur Intervention auf. 

Auf EU-Ebene wurden Ägypten, Bangladesch, Indien, Kolumbien, Marokko, Türkei und Tunesien 
zu sog. „Sicheren Herkunftsländern“2 erklärt. Bundesweit sind es bislang die Balkanländer, 
Moldawien, Ghana, Senegal und Georgien. Nun soll es zu weiteren nationalen gesetzlichen 
Änderungen kommen. All jene Asylsuchende aus „sicheren Herkunftsländern“ sollen einer 
unbefristeten Wohnpflicht in den „Erstaufnahmeeinrichungen“ unterliegen. Es existiert ein 
Arbeitsverbot. Gegen Menschen aus genannten Ländern, die eine Duldung haben und in Arbeit 
sind, soll nachträglich ein Arbeitsverbot verhängt werden können.

Auf sozialer und rechtlicher Ebene wird eine feindliche Umgebung für Geflüchtete geschaffen. Es 
handelt sich um eine Politik des „Aushungerns“ und der rechtlichen Ausgrenzung. Eine Politik der 
extremen Rechten. Mit der Universalität der Menschenrechte hat das nichts mehr zu tun. Auch die 
Tatsache, dass Geflüchteten entgegen einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts3 von 2022 
weiterhin rechtswidrig gekürzte Leistungen empfangen ist mehr als bedenklich. 
 
Durch die GEAS-Reform werden auf die Kommunen, so auch auf die Stadt Freiburg und die 
Landkreise, Millionen Euro Kosten zukommen. Das sieht der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund (DStGB) genauso. Dafür ist Geld vorhanden. All diese Veränderungen zielen auf 
eine ausgrenzende, rassistische Gesellschaft ab. Soziale Herausforderungen werden mit 
sozialrechtlicher und gesetzlicher Ausgrenzung beantwortet. Menschen werden eingesperrt, Lager 
errichtet und Geflüchtete kriminalisiert. Auf allen rechtlichen Ebenen des Lebens werden 
Einschränkungen und Verbote verhängt. Im Mittelmeer ertrinken weiterhin Menschen. Mit GEAS 
wird die Rechtsprechung, die Gerichte und letztendlich die Rechtsstaatlichkeit selbst intensiv 
angegriffen. 

1 Vor dem Verwaltungsgerichtshof Mannheim läuft hierzu noch ein Verfahren. 
2 https://www.ggua.de/aktuelles/einzelansicht/zusaetzliche-sichere-herkunftsstaaten-koalition-plant-arbeitsverbote-  

unbefristete-lagerpflicht-und-einreisesperren/ 
3 https://taz.de/Weniger-Geld-in-Massenunterkuenften/!6185684/   
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Wir rufen zum Widerstand gegen die Umsetzung der GEAS-Reform auf.
Verhindert, dass Freiburg weiter nach rechts kippt!
Unsere gemeinsame Solidarität gilt allen Betroffenen.
Das entspricht nicht unserer Politik und ist nicht die Welt, in der wir leben wollen.
Kommt zur Kundgebung!

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG) wird auf Landesebene verändert und an die GEAS-
Reform angepasst. Darüber wird im Landtag entschieden. Wir rufen bereits jetzt zum Protest auf.


